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Brandenburgs Einbürgerung: Bekenntnis
zu Israel spaltet die Koalition!

Brandenburg führt ein Bekenntnis zum Existenzrecht
Israels als Einbürgerungsvoraussetzung ein, was zu

Kontroversen führt.

Brandenburg, Deutschland - In Brandenburg sorgt eine neue
Regelung zur Einbürgerung für Aufregung und Konflikte
innerhalb der politischen Koalition. Seit Kurzem müssen Anträge
auf Einbürgerung eine Anerkennung des Existenzrechts Israels
beinhalten. Dies berichten unter anderem die Welt. Die
Bekenntnispflicht hat nicht nur eine Debatte über die deutsche
Haltung zu Israel entfacht, sondern führt auch zu Spannungen
innerhalb der SPD-Koalition mit dem Bündnis Sahra
Wagenknecht (BSW).

Die BSW-Landesvorsitzende Friederike Benda hat die Regelung
scharf kritisiert und sie als einen Angriff auf die Demokratie
bezeichnet. Sie sieht darin einen Schritt in einen
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Gesinnungsstaat. Auch der CDU-Fraktionsvorsitzende Jan
Redmann äußerte Bedenken und stellte in Frage, ob das BSW
die Sicherheit Israels als deutsche Staatsräson infrage stellen
dürfe. Einigkeit herrscht hingegen unter den Befürwortern der
Regel; Berlins Regierender Bürgermeister Kai Wegner (CDU) hält
die neue Praxis in Brandenburg für überlegenswert.

Reaktionen und Widerstand

Der parteilose Innenminister René Wilke erklärte, dass das
Bekenntnis nicht gleichbedeutend damit ist, dass man mit allen
Entscheidungen der israelischen Regierung einverstanden sein
müsse. Er betonte jedoch, dass die Regelung in Absprache mit
Ministerpräsident Dietmar Woidke (SPD) eingeführt wurde. Trotz
dieser Erklärungen sieht Benda die Einführung als Schlag ins
Gesicht der Demokratie, was auch in sozialen Medien auf
starkes Echo stieß. Kritiker bezeichneten die Regelung als
„Erniedrigung“ für palästinensische Migranten.

In dem neuen Einbürgerungsgesetz, das am Donnerstag in
Deutschland in Kraft trat, ist eine „Loyalitätsbekundung“ zur
freiheitlich-demokratischen Grundordnung der Bundesrepublik
vorgesehen. Diese Maßnahme ergänzt den bisherigen
Fragenkatalog des Einbürgerungstests, der zur Geschichte
Deutschlands und des Grundgesetzes’informations enthält. Nun
müssen auch Themen wie Antisemitismus, das Existenzrecht
Israels und jüdisches Leben berücksichtigt werden. Diesen
Aspekt griff auch die britische Tageszeitung Financial Times auf
und löste damit weitere Diskussionen aus.

Ähnliche Regelungen in anderen
Bundesländern

Das Vorgehen in Brandenburg folgt einem Trend: In Sachsen-
Anhalt wurde schon 2023 eine ähnliche Regelung eingeführt.
Hier müssen Einbürgerungswillige konkret das Existenzrecht
Israels anerkennen, solange nicht antisemitische Einstellungen



vorliegen. Es zeigt sich, dass die Umsetzung der neuen
Anforderungen den Bundesländern obliegt, was zu
unterschiedlichen Verfahren und Formulierungen führen kann.
Dies stellt viele Antragsteller vor Herausforderungen und trägt
zur Unsicherheit im Einbürgerungsverfahren bei, wobei die
Entscheidung über die Gültigkeit der Loyalitätserklärung im
Ermessen des bearbeitenden Beamten liegt, was zu zusätzlichen
Spannungen führen könnte.

Die Einführung solcher Regelungen zur Einbürgerung
unterstreicht die komplexen Diskussionen rund um nationale
Identität und Integrationspolitik in Deutschland. Ob diese neuen
Anforderungen tatsächlich einen Mehrwert in der Einbürgerung
bringen oder mehr Fragen aufwerfen, bleibt abzuwarten. Fest
steht, dass der Dialog innerhalb der Koalitionen und mit der
Zivilgesellschaft weitergehen muss, um ein für alle Seiten
akzeptables Miteinander zu fördern. Die Deutsche Welle
berichtet von heftigen Debatten und notwenigen Klärungen im
Zuge dieser Regelungen.
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